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BEGRÜNDUNG 

1. Lage und Größe des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt in Offstein, östlich der Lindesheimer Straße, hier die Bereiche 
Lessingstraße und Berliner Ring. Im Bereich westlich der Lindesheimer Straße betrifft es den 
südlichen Straßenzug „Im Gotthelf“. Daran im Anschluss in Richtung ehem. Edelstahlwerke, 
verläuft der Außenbereich der Gewanne „Im Gotthelf“ (Mischgebiet) bis hin zum 
landwirtschaftlichen Wirtschaftsweg der ehem. Edelstahlwerke (jetzt Firma Aßmuß – 
Gewerbegebiet). 
Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 10,3 ha. 
 

 
Abb.: Luftbild (Stand August 2022)
Quelle: Geoinformationssystem der Verbandsgemeindeverwaltung Monsheim 
 

2. Ziele der Bebauungsplanaufhebung 

Die Wohnbauflächen des rechtskräftigen Bebauungsplanes „An der Lindesheimer Hohl“ 
wurden bereits in wesentlichen Teilen bebaut. Das im rechtskräftigen Bebauungsplan 
ausgewiesene Mischgebiet wurde nie umgesetzt und in Folge dessen im Flächennutzungsplan 
wieder anderen Nutzungsarten, wie u.a. der geplanten Westumgehung Offstein, zugewiesen.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb.: 8. Änderung des Flächennutzungsplanes der VG Monsheim 
Quelle: Verbandsgemeindeverwaltung Monsheim 
 

 

Legende 
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Somit entspricht der rechtskräftige Bebauungsplan nicht mehr den Festsetzungen des 
Flächennutzungsplanes und kann auch nicht mehr in dieser Weise umgesetzt werden.  

Durch die geplante Aufhebung des Bebauungsplanes werden die vereinzelten Baulücken, die 
sich innerhalb der Wohnbauflächen befinden, bei der baurechtlichen Beurteilung dem 
unbeplanten Innenbereich der Ortsgemeinde zugeordnet. Die im Flächennutzungsplan 
festgesetzte gewerbliche Baufläche wird demnach baurechtlich dem Außenbereich 
zugeordnet und beurteilt. 

3. Auswirkungen der Aufhebung 

Nach Abschluss des Verfahrens wird durch die Inkraftsetzung der Aufhebungssatzung der 
bisherige Bebauungsplan gegenstandslos. Die Festsetzungen sind nicht mehr anzuwenden. 
Die baurechtliche Beurteilung von Bauvorhaben wird zukünftig im Geltungsbereich der 
Aufhebungssatzung nach § 34 BauGB und § 35 BauGB erfolgen. 

4. Auswirkungen auf die Umwelt 

Die Aufhebung des Bebauungsplans hat überwiegend positive Auswirkungen auf die Umwelt. 
Das im bestehenden Bebauungsplan festgesetzte Mischgebiet kann nicht mehr realisiert und 
somit kann die betreffende Fläche auch nicht in dieser Weise versiegelt werden.  

Je nach Standort von zukünftigen Bauvorhaben, die im Einvernehmen mit der Ortsgemeinde 
nach § 34 BauGB genehmigt werden, kann ein geringer Anteil des vorhandenen 
Baumbestandes im Gebiet gefährdet sein. Da jedoch auch in Gebieten nach § 34 BauGB die 
Artenschutzbestimmungen der §§ 37, 39, 44 BNatSchG sowie § 24 LNatSchG zwingend zu 
beachten sind und im Zuge dessen auch Ersatzmaßnahmen auferlegt werden können, ist nicht 
von erheblichen Beeinträchtigungen auszugehen.  

Bei Vorhaben, die nach § 35 (2) BauGB zu bewerten sind, dürfen die Belange des 
Naturschutzes, der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des Denkmalschutzes, die 
natürliche Eigenart der Landschaft sowie ihr Erholungswert ebenfalls nicht beeinträchtigt 
werden. Demnach ist auch hierbei nicht mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen. 
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VERFAHRENSVERMERKE 
 
Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat (§ 2 Abs. 1 BauGB) am 15.03.2021 
Ortsübliche Bekanntmachung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde   
Monsheim         am 08.09.2023 

               
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und der Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 1 BauGB)  
Aufforderung und Zusendung der Unterlagen /des Downloadlinks mit 
dem Schreiben                vom 12.09.2023 
Frist - 4 Wochen -        bis  25.10.2023 
Beschluss über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen  
und Anregungen        am 05.02.2024 
Versand der schriftlichen Mitteilungen der Ergebnisse der Abwägung am 19.02.2024 
 
Frühzeitige Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 1 BauGB) 
Ortsübliche Bekanntmachung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde  
Monsheim         am 08.09.2023 
Zeitraum der Auslegung        von 25.09.2023 

          bis 25.10.2023 
 

Beteiligung der Behörden und der Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 2 BauGB)  
Aufforderung und Zusendung der Unterlagen /des Downloadlinks mit 
dem Schreiben                vom  
Frist - 4 Wochen -        bis   
Beschluss über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen  
und Anregungen        am  
Versand der schriftlichen Mitteilungen der Ergebnisse der Abwägung am  
 
Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
Ortsübliche Bekanntmachung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde  
Monsheim         am  
Zeitraum der Auslegung        von  

          bis  
 
 
 

Beschluss über das Inkrafttreten der Aufhebungssatzung  am  
Ortsübliche Bekanntmachung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde  
Monsheim         am   
Inkrafttreten der Aufhebungssatzung durch die Bekanntmachung  
(§ 10 Abs. 3 BauGB)        am  

 
Die Bekanntmachung enthält den Hinweis, dass die Aufhebungssatzung mit der Begründung 
ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung am __.__.__ in der Bauabteilung der 
Verbandsgemeindeverwaltung, Alzeyer Straße 15, während der Dienststunden einsehbar ist. 


